
 

 

Merkblatt 
 
Auszug aus der Entwässerungssatzung der Stadt Frankenberg (Eder) vom 16. August 2008 
 
Jeder Eigentümer eines Grundstücks, auf dem Abwasser anfällt, hat die Pflicht, dieses 
Grundstück an die Abwasseranlage anzuschließen, wenn es durch eine betriebsfertige 
Sammelleitung erschlossen und eine Anschlussleitung an das Grundstück herangeführt ist. Die 
Anordnung des Anschlusses kann durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 
 
Sowohl der Anschluss eines Grundstücks als auch die Zuführung von Abwasser dürfen nur nach 
Genehmigung durch die Stadt erfolgen. 
 
Jedes Grundstück – das grundsätzlich nur einen Anschluss pro System erhält – ist gesondert und 
unmittelbar an die Anschlussleitung anzuschließen. 
Unter besonderen Umständen kann die Stadt anordnen oder gestatten, dass mehrere Grundstücke 
über einen Anschluss entwässert werden, wenn die nicht im öffentlichen Gelände liegenden 
gemeinsamen Grundstücksanschlussleitungen durch Grunddienstbarkeit oder Baulasteintragung 
gesichert sind. In diesen Fällen gilt jeder der beteiligten Grundstückseigentümer als 
Anschlussnehmer. 
 
Die Stadt bestimmt Art und Lage des Anschlusses, Führung und lichte Weite der Leitung sowie 
Art und Lage des Reinigungs- und Übergabeschachtes nach den Verhältnissen der einzelnen 
Grundstücke. Begründete Wünsche der Anschlussnehmer sind dabei nach Möglichkeit zu 
berücksichtigen. 
 
Die Anschlussleitung wird von der Stadt hergestellt, erneuert, verändert, unterhalten oder 
beseitigt. 
Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Unterhaltung oder Beseitigung der 
Anschlussleitungen ist der Stadt in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. Der 
Erstattungsanspruch entsteht mit der Fertigstellung der erstattungspflichtigen Maßnahme; er 
wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fällig. 
 
Grundstücksentwässerungsanlagen müssen nach den jeweils geltenden bau- und 
wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen Normenausschusses 
geplant, hergestellt, unterhalten und betrieben werden. Bau- und Installationsarbeiten dürfen 
allein durch zugelassene Unternehmer ausgeführt werden. 
 
Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich jeder 
Grundstückseigentümer selbst zu schützen. 
 
Der Anschlussnehmer ist auf Verlangen der Stadt verpflichtet, vor Zufüllen der Baugrube alle 
auf dem Grundstück verlegten Leitungen durch die Stadt abnehmen zu lassen. Das gleiche gilt 
für die übrigen Grundstücksentwässerungsanlagen nach deren Fertigstellung;  
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zu diesem Zweck müssen alle Teile der Entwässerungsanlagen zugänglich sein und so weit 
offenliegen, dass Art und Güte der Ausführung geprüft werden können. Die Prüfung und 
Abnahme der Grundstücksentwässerungsanlagen durch die Stadt befreit den mit der Herstellung 
beauftragten Unternehmer nicht von seiner zivilrechtlichen Haftung gegenüber dem 
Anschlussnehmer für fehlerhafte Ausführung der ihm übertragenen Arbeiten. 
 
Die Herstellung und jede Änderung des Grundstücksanschlusses und der 
Grundstücksentwässerungsanlagen bedürfen der Genehmigung durch die Stadt. Der Antrag ist 
schriftlich (unter Verwendung der bei dem Abwasserwerk erhältlichen Vordrucke) in 2-facher 
Ausfertigung zu stellen. Dem Antrag sind die zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen gemäß 
Bauvorlagenverordnung zur hessischen Bauordnung in der jeweils gültigen Fassung in ebenfalls 
2-facher Ausfertigung beizufügen. Die Stadt kann Ergänzungen zu den Unterlagen und andere 
Nachweise verlangen oder eine Nachprüfung durch Sachverständige fordern, wenn dies aus 
sachlichen Gründen erforderlich ist. 
 
Der Abwassereinleiter hat die Grundstücksentwässerungsanlagen stets in einem 
ordnungsgemäßen betriebsfähigen Zustand zu erhalten. Er hat der Stadt unverzüglich jede 
Beschädigung an der Grundstücksentwässerungsanlage oder sonstige Störungen des 
Betriebsablaufs mitzuteilen. Dies gilt insbesondere, wenn Behälter mit wassergefährdenden 
Flüssigkeiten auslaufen und der Inhalt in die öffentliche Abwasseranlage gelangen kann. Bei 
unmittelbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit ist die Stadt berechtigt, entsprechende 
Sicherheitsmaßnahmen auf Kosten des Verursachers oder des Abwassereinleiters einzuleiten. 
 
Geplante bauliche Veränderungen an den Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom 
Abwassereinleiter der Stadt anzuzeigen. 
 
Änderungen im Grundstückseigentum beziehungsweise Erbbaurecht sind der Stadt vom 
bisherigen und neuen Grundstückseigentümer beziehungsweise Erbbauberechtigten 
unverzüglich mitzuteilen. 
 
Fehlt es dem für die Ableitung von Abwasser erforderlichen Gefälle, hat der Abwassereinleiter 
eine Hebeanlage einzubauen. 
 
Das Einleiten von Grundwasser ist grundsätzlich unzulässig. Soweit Hausdränagen vor 
Inkrafttreten dieser Satzung zulässigerweise an die Abwasseranlage angeschlossen worden sind, 
genießen diese Anschlüsse Bestandschutz bis zu dem Zeitpunkt, in dem eine anderweitige 
Entsorgung des Grundwassers billigerweise verlangt werden kann. 
 
Zusätzlicher Hinweis (nicht Bestandteil der Satzung) 
Bei der Errichtung der Grundstücksentwässerungsanlage ist darauf zu achten, dass die Ableitung von 
Niederschlagswasser über Fallrohre und Abläufe in die Kanalisation erfolgt. Es darf kein 
Niederschlagswasser von befestigen Flächen und Dächern in den öffentlichen Verkehrsraum bzw. ohne 
Einverständnis auf Nachbahrgrundstücke abgeleitet werden. 

In geeigneten Fällen kann Niederschlagswasser versickert werden. Hierzu ist dem Abwasserwerk 
Frankenberg ein Nachweis nach ATV – Arbeitsblatt A138 vorzulegen. 

Weitere Informationen können Sie der Entwässerungssatzung der Stadt Frankenberg unter 
www.Abwasserwerk-Frankenberg.de  entnehmen.  

 

 


